
rrdfrnt den 21. Janaar. in allen Bezirken ffitgllederfersammliiiigai f

eine hervorragende Stellung einnimmt. Industrielle Betriebe, 
Fabriken, gibt es nur wenige und die bestehenden, so z. B. in 
Täbris Fabriken zur Reinigung der Baumwolle. Seifensiede
reien und eine Zündholzfabrik, in Ispahan eine Textilfabrik, 
in AVasanderan eine Zuckerraffinerie, in Teheran eine Ge
wehrfabrik. in Schirah Glas- und einige andere Fabriken rech
nen nur zu den Kleinbetrieben. Eine besondere Stellung 
nimmt die englische Naphtakonzession. die sogenannte „Anglo- 
Persian Oil Co.“ in Südpersien ein, die 35 000 Arbeiter be
schäftigt!» In ganz Persien gibt es (ausschließlich der Naphta- 
arbeiter) kaum mehr als 100 000 Arbeiter. Mehr als die Hälfte 
dieser Arbeiter leben in Teheran und Täbris.-

Die Lage der persischen Arbeiter erinnert an die Lage der 
europäischen Arbeiter in der ersten Epocïïe der kapitalisti
schen Akkumulation. Der Wettstreit der einheimischen In
dustrie mit den ausländischen Waren Verstärkt noch die Aus
beutung. Der Arbeitstag dauert 14 bis 16 Stunden. Die Löhne 
sind sehr niedrig, viel niedriger als in Europa. Frauen- und 
Kinderarbeit ist starte verbreitet. In der Teppichfabrikation 
werden z. B. 7 Prozent Kinder beschäftigt, unter denen die 
Tuberkulose und häufig mit Erblindung endende Augenkrank
heiten herrschen. In den Betrieben der ..Anglo-Persian Oil 
Co.“ wird zwölf Stunden gearbeitet. Der Lohn beträgt zwei 
bis drei Kran (persische Silbermünze. 1 Kran =  40 Pfennig). 
Auch hier werden 12- bis 14 jährige Kinder mit schwersten Ar
beiten beschäftigt. Die Arbeiterorganisationen sind zum größ
ten Teil zOnftlerisch, sie verei/tlken Arbeiter, Meister und 
kleine Gewerbetreibende, zahlenmäßig schwach und befinden 
sich infolge des politischen Druckes augenblicklich im Nieder
gang. Revolutionäre Organisationen, kleine Gruppen, existie
ren nur illegal. Jede aktive Regung wird brutal unterdrückt 
Der neue Aufstieg der persischen Arbeiterbewegung, der 
kommen muß. wird abhängig sein von der Sammlung der re
volutionären Kräfte, die auf dem Boden des revolutionären 
Klassenkampfes stehjn. —

Stellender A I B * S * I S m k m  l a  B a f H a n a

A uch eine S e ite  des „sozialistischen“  Aufbaues.
Dem .-Abstinenten Arbeiter“ entnehme« w ir aus einem 

längerem Artikel:
Das Monatsheft des Zentralkomitees der Kommunistischen 

Partei der Sowjetunion „Bolschewik“ . (Nr. 19-20, 1927) bringt 
einen Artikel, der an Hand statistischen Materials die Ent
wicklung des Alkoholismus in Rußland in den letzten Jahren 
untersucht. Vorausgeschickt sei, daß der Verfasser des Auf
satzes, Deutschmann, kein Oppositioneller der Richtung Trotz
kis ist. sqndern ein Anhänger der Politik des Zentralkomitees. 
Deutschmann führt aus:

„Unsere Partei schenkt dem Problem des Alkoholismus 
nicht die erforderliche Aufmerksamkeit. Der überwiegende 
Teil der Mitglieder unserer Partei besitzt nicht dje notwendige 
Vorstellung von dem Alkoholismus als einer sozialen Gefahr. 
Wenn hier und da ein Genosse in den Parteiversammlungen 
die Alkoholfrage brührt. so ( reagieren die Hörer darauf meist 
m if einem gutmütigen Lächeln und der Bemerkung: „Wir sind 
keine Heiligen . . .“

Die Entwicklung des Alkoholismus und seiner Folgen hat 
in unserer Republik in den letzten Jahren einen solchen Um
fang angenommen, daß diese Frage eine ernste Behandlung 
erfordert, Der Alkohdverbrauch wächst mit jedem“ ^ahre 
ganz enorm. So betrug der SchnapsverbrauclT in den letzten 
Jahren ip Millionen Wedro (1 Wedro =  16 Flaschen =  12.3 
Liier):' .

_  1923-24 1924-25 1925-26 1926-27
0,8 4.1 20,5 31.5

D fr ßierkonsum betrug in Millionen Wedro:
1922-23 1923-24 1924-25 1925-26 1926-27

8 17,2 20,6 31 32
Wenn der Moskauer Arbeiter beispielsweise im Jahre 1923 

0,9 Proz. seines Gesamtbudgets für Alkohol verausgabte, so 
gab er im  Jahre 1925 bereits 4,2 Proz. dafür aus. Im Don- 
bezirk betrugen die Ausgaben für Schnaps im Jahre 1924 — 
0,8 Proz.. im Jahre 1926 — 3,1 Proz. des. gesamten Arbeiter
budgets, in Charkow waren die entsprechenden Zahlen 0.9 
Prozent und 2,4 Proz. Der Arbeiter gibt für Alkoholgetränke 
5 bis 7 mal soviel aus als für Vergnügen. Die Arbeiter geben 
insgesamt für Schnaps und Bier doppelt soviel aus als der 
Staat fflr den neuen Wohnungsbau.

Die verheerende Wirkung des Alkohols auf die Gesundheit 
der Bevölkerung macht sich bereits stark bemerkbar. So 
betrug in der RSFSR. (dem russischen Teil der Sowjetunion) 
die Zahl der durch den Alkoholgenuß geistig Erkrankten:

In den Jahren 1916 bis 1920: Einzelfälle: im Jahre 1923: 
1319 — 2,4 Proz., im Jahre 1924: 1657 _  5.5 Proz.. im Jahre
1925 : 35fr? — 7j  Proz. der Gesamtzahl der Geisteskrank
heiten in den Heilanstalten.

In Moskau war der Prozentsatz der infolge des Alkohol- 
genusses geistig Erkrankten im Verhältnis zur Zahl det son
stigen Geisteskranken in den Heilanstalten der folgende: Im 
Jahre 1923 4.6 Proz., 1924 6 Proz., 1925 9,9 Proz., 1926 25 Proz.

An Alkoholvèrriftung starben: *
-  1923 1924 1925 1926

in Leningrad 18 32 85 167
in Moskau 16 23 86 144

1lH risth a ft 

Die Bfldowiiisteniaf aarsdUert
Im  preußischen S taats„soziaIlsm usM a n  d e r  Spitze,
Der Gesamtbetriebsrat der Staatszechen der Bergbau 

A.-G. Recklinghausen nahm kürzlich im Beisein von Vertre
tern sämtlicher Fraktionen des preußischen Landtages, der 
Sozialdemokratie und der Gewerkschaften eine Resolution an. 
deren einer ‘Teil größeren Arbeiterschichten bekanntgemacht 
zu werden verdient. Es heißt da z. B:

„Abermals erheben die Arbeitnehmer der Staatszechen 
des Bezirks Recklinghausen ernstlichen Einspruch gegen 
die in Gang befindlichen Erwägungen über die n e u e n  
B e t r i e b s z u s a m m e n l e g u n g e n -  Im Staatsbergbau. 
Die Arbeitnehmerschaft ha t trotz niedrigster Einkommens- 
V erhältnisse durch äußerste Anspannung eine Leistungs
steigerung hervorgebracht was sohst im Ruhrrevier kaum 
zu verzeichnen ist. In erbittertster Form hat die Ver
w altu n g  in  den letzten Jdhren einen Abbau bei den Ar
beitern, und Angestellten vollzogen, der nahezu 5* Proz. 
des ehemaligen gesamten Belegschaftsstandes erfaßt h a t 
Auch hier ist der Durchschnitt des Ruhrreviers weit über
schritten w orden , b ie  durchgeführtea Ratioaalisleraaxs- 
■aftaahmen sind aa r aaf dem Rflckea der Arbeiter and 
kleinen Aagestellten ausgetragea worden."
Die Sache stimmt. Nur haben der sozialdemokratische 

B etriebsrat sowohl wie die Vertreter der Gewerkschaften 
nnd der Sozialdemokratie vergessen, den Arbeitem zu sagen, 
daß im Verwaltungsrat der preußischen Staatszecben gewerk

schaftlich-sozialdemokratische Direktoren ausschlaggebend 
sind und daß in der preußischen Regierung, die diese Ratio
nalisierung durchführt, die Sozialdemokratie ebenfalls maß
gebend ist. Es sind also die Gewerkschafts- und Partei
genossen des Betriebsrats, die den Arbeitern der Staatsberg
werke die Schlinge um den Hals zuziehen. Der ganze Pa- 
lawer ist deshalb wohl nichts weiter als ein Wahlbluff für die 
Sozialdemokratie und eine Fangschlinge für die Gewerk
schaften.

•
Im  R heinland ist d as  Elend am  größ ten .

Im Reichshaushaltausschuß des Reichstags wurde kürzlich 
über den Etat des besetzten Gebietes beraten. Dabei mußte 
die Sozialdemokratie notwendig aber wider Willen ihr ..ar
beiterfreundliches“ Herz bloßlegen. So gab, nach dem „Vor
w ärts“ (Nr. 31) Herr „Genosse Kirschmann ein anschauliches 
und ergreifendes Bild von den noch immer im Rheinland 
herrschenden überaus traurigen Zuständen,^ So sei u. a. die 
Erwerbslosigkeit im besetzten Gebiet 30 bis 50 Prozent größer 
als im übrigen Deutschland: die Sterblichkeitsziffer liege er
heblich über dem Durchschnitt im Reiche. Besonders stark 
herrsche die Tuberkulose, und zwar bei der ländlichen Be
völkerung noch mehr als in den Städten. Die Verhältnisse 
seien um so aufreizender, als es. weder eine moralische noch 
eine rechtliche Grundlage dafür gebe, daß noch ein fremder 
Soldat im Rheinland sei.“ .

Nun entsinnen wir uns aber, daß es nicht die „fremden“ 
Soldaten waren, die kürzlich hei dem Angriff der Staatskönige 
die Arbeiter wieder in das alte Joch stießen, sondern die Ge
werkschaften sagten zu allem Ja und Amen. Die Gewerk
schaften haben Tarife abgeschlossen mit dem 12- und 14- 
Stundentag. die Gewerkschaften würgten alle Streiks ab, die 
Gewerkschaften organisierten den Streikbruch, als die eng
lischen Bergarbeiter streikten und die deutschen Ruhrarbeiter 
Mine machten, solidarisch zu sein.-

Im Irak putscht wieder die Standard Oil Co. Die RoyaF 
Dutch Shell Co. ist durch das billige Mossul-Oel infolge der 
billigen Arbeitskräfte ein- gefährlicher Konkurrent der ameri
kanischen Standard Oil Co. geworden. Diese hat darauf mit 
Rußland Lieferverträge abgeschlossen (was den diplomatischen 
Bruch mit Rußland und England zur Folge hatte) und setzt rus
sisches Oel in Vorderasien gegen Mossul-Oel ein. Der Konkur
renzkampf tobt gegenwärtig in heftigster Form. Die Royal 
Dutch Shell hat gegen die Standard Oil weiter keine Argumente 
alsals moralische, nämlich, daß das russische Oel aus ..gestoh
lenen- Quellen stamme. Daß das russische Oel am billigsten 
auf dem Weltmarkt konkurrieren kann, weil die ru s s is c h e n ^ -  Jr 
beiter um ihren Arbeitsertrag bestohlen werden, das tst natür
lich kein Argument für die englischen Petroleumhyänen, die 
die Bewohner ganzer Landstriche vertreibet*

(Frolciawiscftcs Jlotixbucfk

.Petrfttoralrteflcir
MH B om bengeschw adern  und G iftgas.

• N e w  Y o r k .  19. Januar:
Nach hier aus'Nikaragua vorliegenden sehr unklaren Mel

dungen soll General Sandino bei dem nordamerikanischen 
Luftangriff auf seine Stellungen bei Elohipota am Sonnabend 
angeblich mit 40 Anhängern getallen oder schwer verwundet 
worden sein. Die Stellungen seien vollkommen geräumt und 
die Anhänger Sandinos in die Sümpfe aa  der Grenze von 
Honduras oder sogar hinter die Grenze nach Honduras ge
flüchtet sein. Bestätigung dieser Meldung istabzuw arten. Die 
Union-Marinetruppen sollen in den nächsteniTagen das ganze 
Gelände absuchen. Senator Borah kündigt an. daß er eine 
Untersuchung des Nikaragua-Konflikts durch den Senat bean
tragen werde.

« .

L o n d o n .  19. Januar.
Eine britische Strafexpeditioo in Arabien -mit Dutzenden 

Bombenflugzeugen gegen das Land Nedsch (Scheich FeisuJ) 
soll (Einfällen in den irakstaat V orbeugen.

/

Um die Jahreswende wurde die Welt überrascht nut 
Meldungen -per- Radio und Draht, daß zwischen Nordamerika 
nnd Mexiko, d. h. zwischen der Standard Oil Corund zwischen 
dem nationahnexikanischen Petroleumkapital der Petroleum
frieden geschlossen sei. RockefeJler und Calles sind der 
Ueberzeugune geworden, daß der ..Petroieumirieden". d. h. 
die Vereinbarungen über Produktionseinschränkung und ge
meinsame Kampffront gegen das Proletariat und die Ver- 
schtechterune sefines Lebensstandards mebr Prozente abwirjt 
a ls der Petroleumkrieg, der nicht beim Preiskamof geblieben, 
sondern in offenen Krieg und Revolution umgeschlagen war. 
Das Blutbad an mexikanisÖ»en Soldaten und Arbeitern und 
die Hinrichtung Dutzender Gerferale (darunter die Anführer 
Serrano und Gomez) und anderer Offiziere, ist noch in zu 
frischer .Erinnerung, als daß man näher darauf einzugehen 
nötig hätte. Auch der „Kulturkampf“, der Kirchenstreit (bes
ser -krieg), der zwischen Calles und den mexikanischen KJein- 
bürgem und Arbeitern einerseits und dem spanischen Groß
grundbesitz und der katholischen Kirche andererseits, der die 
W eh lange Zeit in Spannung hielt. drehte?*icb ausschließlich 
um Petroleuminteressen.

Wie dieser .Petroleumfrieden“ nun xehandhabt . wird, 
zeigen die beiden obigen Meldungen.

Die erste Meldung, der Krieg gegen den Rebellengeneral 
Sandino. betrifft zwar nicht Mexiko oder direktes Petroleum- 
gelände. sondern Nikaragua, ein kleines mexikanisches Hinter- 
ländchen. eine selbständige iRepublik mit 400000 Seelen auf 
1(28000 Quadratkilometer, und 4000 Mann stehendem Heere 
(hn Kriege 40000). Zwischen Nikaragua und ÜSlA. herrscht 
Urfehde. In Nikaragua besteht noch die einzige Möglichkeit, 
den amerikanischen Kontinent zu durchstechen und den 
Großen mit dem Atlantischen Ozean &u verbinden. Ein. der
artiger Nikaragua-Kanal würde den Panamakanal aber ent
w eder und den USA. eine große Einnahmequelle und die 
Kontrolle über ihre Konkurrenten und einen wertvollen mi- 
litär-strategischen Stützpunkt entziehen. Das ist die Ursache, 
weshalb die USA. den Bau dgs^ikaraguakatial seit 40 Jahren 
hartnäckig verhindert haben.

In Nikaragua war nun Anfang Januar dieses Jahres eine 
Prügelei gewesen, wobei einige nordamerikanische Bürger 
eine Tracht abbekamen. Das nahm Nordamerika zum Anlaß, 
150 (Einhundertundfünfzik) Soldaten nach Nikaragua zu senden. 
Dagegen rebellierten Nikaraguaner und sammelten sich um 
Sandino. Jetzt beginnt der Petroleumfrieden“, ln Mexiko 
bekamen die von Nordamerika gekauften aufständischen Ge
nerale Serrano und Gomez Flugzeuge. Waffen und Munition. 
S eit sie von Cattes geköpft sind und dieser sioh der Stan
dard-é)il Co. unterwarf, bekommt die offizielle Calles-Regie
rung -uiese Waffen. um sich event. gegen ihre bisherigen 
bäuerischen und proletarischen Mitkämpfer gegen die Stan
dard Oil Co. zu wehren, falls sie diese an ihre Versprechungen 
mahnen sollten. Diese Waffen nahm aber das nationalmexi- 
kani§che Petroleumkapital und sandte sie hinüber nach Nika
ragua an Sandino. (als Rache wegen des Petroleumfriedens) 
der sie wieder1 gegen die Nordamerikaner eipsptzte. So ist die 
amerikanische Soldateska in Nikaragua von 150 auf 30000 an
gewachsen. Den Stand des Krieges deutet die erste Meldung 
aus New York an.

•  > '
Die zweite“MehJung, die aus London, betrifft den Irak, die 

Wiege der germanischen Rasse, wo Petroleum in großer Menge 
fündig wurde. Der Streit um MoSsui hn sagenumwobenen 
Tigrisgebiet, ist ebenfalls noch bekannt. > Der ^Völkerbund” 
hatte nach langen Redeschlachten und diplomatischen Schache
reien den Irak mit den Mossulpetroieumquellen der Türkei ge
nommen. ein „selbständiges“  Königreich daraus gemacht und 
es England, d. h. der Verwaltung der Royal Dutch Shell Co., 
dem Konkurrenten der Standard Oil Co unterstellt, die Land 
und Volk dort auspreßt wie eine Zitrone. Als Abwehr gegen 
die von ihrem Boden vertriebenen früheren Bewohner werden 
die Dutzende britischen Bombenflugzeuge eingesetzt von der 
die obige Meldung aus London berichtet.

Arbeherregierung in Norwegen? Die norwegische Ar
beiterpartei hat,' wie der „Vorwärts“ meldet, beschlossen, de« 
ihr vom König an gebotenen Auftrag zar Regieraagsbüdung an-
zunehmen. Der Fraktionsvorsitzende der Arbeiterpartei. Mad- 
sen, ist ermächtigt worden, dem König mitzuteilen, daß die 
Grundlage für eins. Arbeiterregierung vorliege.

Proletariertod In der Nähe von Aalesund (Dänemark) ist 
der deutsche Schleppdampfer „Albatros“ mit seiner gesamten 
Besatzung von 12 Mann untergegangen.

Hochofenexplosion. In H ö r d e  ereignete sich in em en 
dem Phönix-Hörder Verein gehörigen Wérk eine schwere Hocb- 
oienexplosion. Eine M auer wurde eingedrückt und die Ofen
bühne brach zum Teil ab. Vier Arbeiter erlitten dabei teil
weise schwere Verletzungen, so daß sie dem Hüttenhospital zu - 
geführt werden mußten. •■; '•

.Arbeitskämpfe in Schweden. Die Arbeiter in den lapplän
dischen Eisenerzgruben sind in den Streik getreten. Die schwe
dischen Metallarbeiter haben beschlossen, sich den Gruben
arbeitern anzuschKeßen und am 30. Januar den Sympathie
streik zu erklären, falls der Konilikt bis dahin noch nicht be
endet ist. — Die Proleten werden vom Hunger in Streiks ge
peitscht. die Bonzen von staatsmännischer Weisheit in die Ka
binette der Monarchien und Demokratien.

Kündigung des Arbeitszeit- und Lohntariis im Ruhrbergbaa.
Essen.-24. Januar. In einer heute hier abgehaltenetrgemein
samen Sitzung der Vertreter der vier Bergarbeiterverbände 
wurJe beschlossen, das Arbeitszeitabkommen und die Lohn
ordnung für den Ruhrber?bau zum 30. April 1928 zu kündigen.

Stalins praktische Arbeit WTW. Warschau. 24. Januar. 
Im Zusammenhang mit den. von der Sowjetregierung an Pohip 
gerichteten Vorschlägen auf Abschluß eines polnisch-russischen 
Handelsvertrages reisen morgen der Direktor des Außenhan-

• delspartements im polnischen Handelsministerium. SokolowskL 
und der Leiter der Ostabteilung im Außenministerium, Holowko. 
rach Moskau ab. — Die Opposition reist nach Sibirien, und 
die Kapitalisten aller Länder beraten mit Stalin über den ..so- 
zialistischen Aufbau“. ^

Am  d en  Wirtsdhaftsöexirkcn

Chemnitz —
Die KPD.. Rote Hilfe und RFB. riefen die Arbeiter von 

Chemnitz am 6. 1. 28 in Neu-Gablenz zu einer öffentlichen 
Versammlung zusammen. Es ist bezeichnend, daß man ski» 
für Groß-Chemnitz mit einem kleinen Saal, der 800 Personen 
faßt, begnügte. Schon vor Beginn setzte die Propaganda von • 
unseren Genossen ein. jndem sie die .JCAiZ.“ verteilten. Schon 
hier wurden die fanatischen KPD.-Leute unruhig. Mit d e r 
Aufforderung: Geht zur SPD.!, und der Drohung: W ir
knüppeln euch nieder, wenn ihr sprecht!, empfingen sie uns. 
Als der Vertreter der KPD. und Roten H iie  gesprochen hatte« 
erhielt ein Chinese das Wort. Da er nicht deutsch sprechen 
konnte, sprach e r  französisch, weiches ein KP.-Lehrer über
setze. Er schilderte. twie grauenhaft der weiße Terror hl 
China wütete. Seine ganze 'Rede war hauptsächlich gegen 
ihren früheren Freund Tschiankeitschek gerichtet der leider ab
gefallen wäre und jetzt ein Verräter sei. In der Diskussion 
sprach ein Genosse der KAPO, der die verbrecherische Rolfe 
(Rußlands anprangerte, und daraflf hinwies, daß die Arbeiter 
nioht die Kastanien für eine andere Klasse aus dem Feuer 
holen dürfen, sondern international als Klasse gegen den Ka
pitalismus kämpfen müssen. Natürlich wurde die übliche Re
solution angenommen. Denn selbständiges Denken und die 
daraus entspringende Einsicht in die wahren Zusammenhänge 
der Dinge ist bef-den Arbeitern, die. noch im Banne Moskaus, 
stehen, bis zu einem gewissen Grade ausgerottet, s q  daß sie 
handgreiflichsten Dummheiten zujubeln. Aber die Zwangs
läufigkeit des Leninismus wird letzten Endes auch den noci». 
verblendeten Proletariern die Augen öffnen.

- R evolution und K onterrevolution in Rußland
lautet das T hem a zu d er am 

^  D onnerstag , den  26. Jan u ar
sta ttfindenden

Oelfentlicften Massenversammlung
Berlin, Sophiensäle , S ophienstraße

•'Proletarier, erschein t in M assen! 
Es g eh t um d ie  Revolution!

O r g a n i s a t o r i s c h e

Zur B eachtung!
Trotz mehrmalger Mahnung sind viele Einzel- wie Mehr- 

bezleber mit ihren Bezugsgeldfern weit Im Rückstand. Gleich
falls habea viele Genossen, die im vorigen Jahre Postbezieher 
warden, ihre Nummern. die sie vordem bezogen, aoeh nkh t 
restlos bezahlt Diese ausstehende Beträge gehea in dfe Han
delte von Mark and das ist f i r  die JCAZ.“ eine aagefaeure 
Belastung. Wir appetfieren nochmals an a le  Genossen. Ihre 
ausstehenden Gelder schnellstens abzaifihrea. da sonst die Be
lieferung mH der .KAZ.“ eingestellt werden maß.

9. Jahrg. Nr. 8 Preis 15 Pf.

Organ der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands
2u beziehen durch die Bezirksorganisationen der Partei, 
darch die Plost oder darch dfe JB ach b an d ltan g  fü r 
A rb e  ft e r - L i t e r a tu r “. Berlta SO 36. Lausitzer P latz 13.

Telefon: Moritzpiatz Nr. 7831

Berlin, 29. fanuar 1928
• a r i  PMUchioih —fe: Bertta NW 7, Nr. 82842. 
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Willy Iszdonat. Berlin O »7.

D er m i t t e l d e u t s c l r e  S t r e i k  is t aberm als ein 
|  Schulbeispiel dafür, d aß  d ie G ew erkschaften  ihre histo

rische Befähigung als proletarische^ K lassenkam pforga
nisation endgü ltig  verlo ren  haben . O berflächlich gesehen 
schein t dies allerdings nicht d e r  Pall zu sein, denn 
G ew erkschaft d e r  M eta lla rb e ite r füh rt ja  den m ittel
deutschen GroBkampf. A ber d ie se r  W iderspruch , w ie 
e r  beispielsw eise zw ischen  d er offen w irtschaftsfried
lichen Haltung d e r  G ew erkschaften  im w estdeutschen  
StahBconfHkt und ih re r  je tzigen  S tre ik  Sanktion in M ittel
deu tschland besteh t, is t n u r  rein  ta k tisch er und nicht 
prinzipieller N aur. D ie F ührerro lle , d ie d e r  D M V . im 
m itteldeutschen S tre ik  l sp ielt, s te h t durchaus nicht' im 
G egensatz zum  arb e ite rv e rrä te risch e n  S ystem  d e r  G e
w erkschaftspolitik , sondern  is t n u r d ie  blanke zu r B len
dung  derP ro le tarierm assen4> estim m te K ehrseite d e r  refo r
m istischen M edaille, w elche d ie Inschrift t r ä g t :  ..Durch 
kap italistische R ationalisierung  und sozialfaschistische 
S chlichtungspraxis zum  Sozialism us.“

D ie realen  G ründe, w arum  d ie  G ew erkschaftsinstan 
zen  sich  s o  willig „an  d ie S p itze“ d e r  m itteldeutschen 
S tre ikbew egung  gestellt haben, Kegen k la r auf d e r  H and. 
E rs ten s  bedeu te t d ie E rteilung  d er S tre iksanktion  in 
d iesem  Falle fü r die G ew erkschaften  absolut kein Risiko, 

. keine E inbuße ih res s taa tsbü rgerlichen  Renom m és. Denn 
d e r  DMV. h a tte  ja  H andlungsfreiheit insofern, d a  e r  in
fo lge d es  augenblicklichen ta riflo sen  Z ustandes in d e r 
.m itteldeutschen M etallindustrie nicht gesetzlich  zur 
S ch iedsspruch treue verpflich tet ist. A ngesichts d ieser 
Sachlage w a r  d ie D M V .-B ürokratie Jclug genug, dem  
W illen d e r rebellisch gew o rd en en  M etallarbeiter ohne 
langes S träuben  zu  „gehorchen“ . D as w a r  schon not
w endig , um  für die p ro le ta rische  M ißstim m ung w ieder 
m al ein A bzugsventil zu  öffnen und gleichzeitig d e r  KPD., 
d ie in M itteldeutschland v ersch ied en e  D M V .-O rtsgruppen 
«ero b e rt“  hat, den W ind aus den  S egeln  zu  nehm en. Es 
kann  natürlich kein  Zw eifel d a rü b e r  bestehen , daß  der 
DMV. den  m itteldeutschen S tre ik  so fo rt e rd rosseln  w ird , 

.w e n n  ein neu e r S chiedsspruch zum  Z w angstarif e rk lä rt 
w ird. D enn a ls  staatlich  an erk an n te  T arifkon trahen ten  

.d ü rfen  die G ew erkschaften  nur so lange S tre ik s  führen, 
w ie es d ie E xeku tivorgane d e r  kapitalistischen Schlich
tungsd ik ta tu r gesta tten . .*

Zw eitens h a t d ie S P D .-B ürok ra tie  den m itteldeut
schen S tre ik  a ls  höchst w illkom m ene G elegenheit be
nutzt, um  m it d en  von  ih r  beherrsch ten  G ew erkschaften  
einen taktischen Schachzug* zu  m achen. D ie sogenannte 
..öffentliche M einung“, d eren  U rteil über g ew erk sch aft
liche S tre ik s  fü r den  „V o rw ärts“  m eistens m aßgebend 
ist, ha t diesm al überhaupt keine Berücksichtigung ge
funden. Und z w a r  deshalb  n ic h t  w eü  d ie sozialdem okra
tischen G ew erkschaftsbesitzer selbst- d a ra n  in te ressie rt 
sind, d e r  R echtsb lockreg ierung  auch einige w irtschaft
liche N adelstiche zu v erse tze n . E s  sind  näm lich nur w ahl
tak tische G ründe, w elche d ie S PD .-B onzen an die Seite 
d e r  rebellierenden M etallarbeiter M itteldeutschlands ge- 
trieben^haben . M it Hilfe d e r  „keine ParteipoUtik tre i
benden“  G ew erkschaften  w ollen d ie  sozialdem okratischen 
P arlam en ta rie r zum  Z w ecke e ines g rößeren  Stim m en
fangs d ie^E rbschaft versch lech te rn , w elche d ie gegen
w ärtige  R eichsreg ierung  und ihr ü b erleb te r R eichstag  in 
den kom m enden W ählten  h in terläß t. A ußerdem  haben 
die S P D .-F üh ier auch ein s ta rk e s  In teresse  daran , daß 
d ie im F rüh jahr no tw end ig  w erdenden  T arifneurege
lungen m öglichst v o r d e r  R eichstags w ähl und m it kleinen 
V erbesserungen langfristig  getroffen  w erden , dam it im 
F alle  einer sozialdem okratischen R egierungsbeteiligung 
rec h t w enig g roße A rbeitskonflik te en tstehen . E s is t  ja 
bekanntlich nicht d as  e rs te  M al, d aß  d ie S PD .-B onzen — 
die in d e r  Regel Z eter und M ordio rü b e r  die politische 
A usnutzung w irtschaftlicher, Kämpfe schreien  —  m it 
streikenden  G ew erkschaftsp ro leten  ein gerissenes W ahl
m an ö v er durchführen.

D ie sozialdem okratischen G ew erkschaftsbesitzer kön
nen  die m itteldeu tschen  M etallarbeiter a b e r  n u r desw egen  
so  Wind fü r ihre w irtschaftsdem okratischen  Illusionen

und parlam entarischen  'K oalitionsin teressen ins F euer 
schicken, weil ihnen die KPD: d ie d azu  nötigen ^Hilfs
d ienste  le iste t. Denn in e iner S ituation, w o d ie g ew erk 
schaftliche S treikleitung (m it U nterstü tzung  ein iger KPD.- 
Funktkm äcgJ) eine scham lose K om m unistenh^tze t r e ib t  
fo rd ert, d ie K P D .-P resse ausgerechnet z u r  hundertp ro 
zentigen O rganisierungder M etallarbeiter im  DMV. auf. 
D ie KPD. ste llt jeden T ag  fest, daß die gew erkschaftliche 
S treikpolitik  auch in M itteldeutschland nur zu einem 
schm ählichen Z usam m enbruch d e r  B ew egung führen 
m uß, — a b e r  die Leninistenführer sind außerstande , der 
reform istischen N iederlagenstrateg ie  eine T ak tik  des 
revolu tionären  K lassenkam pfes en tgegen  zu  se tzen. S ta tt 
dessen  stellen, d ie K PD .-S trategen  in  den  Q em eindeparla- 
m en ten  A nträge auf U nterstü tzungsgew ährung fü r  die 
S tre ikend  eh  — und die schlauen L eninistenführer m erken 
noch nicht einm al, daß sie  m it diesem  „R adikalism us“ nur 
A rgum ente fü r d ie SPD .-B onzen liefern, die m it d e r  Ab
lehnung so lcher illusionärer F orderungen  an  den  b ü rger
lichen S ta a t sich noch „revo lu tionär“  aufspielen kann. 
T ro tz  ih r^s G ebrülls gegen die sozialdem okratische 
w erkschaftsbürokra tie  ist die kP D . fü r d ie reform isti 
Zerm ürbungstak tik  voll m it veran tw ortlich , denn  sie  
tre ib t die P ro le ta rie r in den  D rah tv erh au  d e r  g ew erk 
schaftlichen K adaverdisziplin  und zieh t w e g e g  einer 
konterrevo lu tionären  Einheitsfront se lb st dann  noch n ich t 
den T rennungsstrich , w enn ihre eigenen A rbeite r von 
d er sozialdem okratischen G ew erkschaftsm eute w ie F re i
wild gehetz t w erden.

W as sich im m itteldeutschen M etallarbeiterstreik  ab- 
spi^lt, ist nu r d e r  au f dem  Rücken stre ik en d e r P ro le 
ta r ie r  ausgefochtene Kampf * sozialdem okratischer und 
leninistischer Politikan ten  um In teerssen , die nichts mit 
dem  W esen  d es  revolu tionären  K lassenkam pfes gem ein 
haben. E s sind die vom  m odernen K apitalism us n ieder- 
b e ritten e n  parlam entarischen  S chacherer und G ew erk
schaftsbeam ten, die die Rebellion ausgem erge lte r P ro 
le ten  zu einem K onkurrenzkam pf um  d ie  gew erkschaft
liche B eherrschung  d e r  A rbeite rk lasse  benutzen. Im  u r
eigensten  In teresse d e r  A usgebeuteten ab e r  liegt es , daß 
sie m it dem  sozialdem okratisch -  gew erkschaftlichen 
B onzenpack und seinen lem fistischen T rößknech ten  end
lich kurzen  P ro zeß  m achen. ’ W as heu te  unerbittlich auf 
d e r  T agesordnung steht, is t: die Z ertrüm m erung  d e r 'g e 
w erkschaftlichen K apitalsbollw erke, d e r  rad ika le  B ruch 
m it d e r  d ie A rbeite rk lasse  spaltenden reform istischen 
Branchenpolitik, d ie E inigung d e r  p ro le tarischen  M assen  
in d e r  K lassenfront d e r  revolutionären B etriebso rgan isa
tionen, die O rg a n is ie r u n g e n  M assenaktionen gegen das 
v e rru ch te  S y s t e m  d es  Kapitalism us. D enn je d er Ge- 
^ e rk schaftskam pf hew eist aufs neue, daß  die P ro le ta rie r  
n u r au s  d e r  reform istischen V erteidigung zum  revolutio
nären  Angriff gegen die K apitalistenklasse übergehen 
können, w enn sie  d ie  K lassenkriegstechnisch v era lte te  
G ew erkschaftsflin te  auf den  M üllplatz d e r  G eschichte 
sch leudern  ünd zu r  m odernen W a ffe . d es  o rgan isierten  
m assenkam pfes greifen . D urch die reform istische T aktik  
in d ie  K etten d e r  kapitalistischen S ch lich tungsd ik ta to t 
gelegt, m üssen die P ro le ta rie rm assen  gem einsam  m it 
ihren K lassengenossen d e r  KAP. und  AAU. an s  W erk  
ih rer revolu tionären  Selbstbefreiung gehen —  o d e r sie  
w erden  se lbst von den gew erkschaftlichen Schlichtungs
kosaken d er K apitalistenklasse e rbarm ungslos nieder
geritten!,
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Rationalisier«# im Großen
Die Zechen Delmebberg and Charlotte. S t j a m  Adler

konzern gehören, ein Geviert von 3300000 Ouadrfftmeter um
fassen und 1500 Mann beschäftigen, sollen stfügelegt werden. 
Die Leistungssteigerung auf andsren Zechen macht diese Be
legschaften überflüssig. Das ist erst der Anfang, die Ratio
nalisierung marschiert und wird von Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften gefördert. Die Arbeiter werden ihre Gewerk- 
schaftspoütik schon bald am eigenen Leibe spüren.

minister Dr. Köhler den Haushaltsetat för das Jah r 1908 dem 
JWchstäg vorgelegt. B n  besonderes Kapitel bildete to  d e r 
Begleitrede die Vereinheitlichung der Verwaltung und die N ot
wendigkeit von durchgreifenden Sparreformen. E r betonte 
dabei, daß das Reich selbst in dieser Beziehung vorqngegangen 
s #  und gegenüber ISX27 eine Herabsetzung der Verwaltungs
ausgaben um 6 Procent durchgeführt habe, ln Seinen Aus
führungen wich e r  aber bewufit einer Steliuiviudxne au deo 
Ergebnissen der Länderkoaferenz aus. E r hatte keine Veran
lassung. den vollkommen negativen Erfolg dieser K o n fe ra»  
„gegen“ die Auflösung der Länder noch besonders zn unter« 
streichen. Wenn es dem Großkapital wirkheb an einem deut
schen Einheitsstaat liegen würde, so w äre es das ungeeignetste 
‘Mittel, die Entscheidung hierüber durch die Länderbürokratie 
hexbeizuführen. Es ist doch eine sehr erhebliche Zumutung Mi 
die „staatsmännische“ Einsicht dieser Kaste. daO sie den Ast, 
auf dem Sie sitzt, sefter absägen soll.. Gerade die Gegner der 
'Vereinheitlichung betonten, daft es J c h  hier n k ä t  una eise 
finanz- und wirtschaftspolitische Angelegenheit, sondern krt 
wesentlichen um ein Problem der allgemeinen Politik — so  
Bazille — handele. Die Rationalisierungsuotwendigkeiten zur 
S*Ärkunfc <äer KapftaJsaickimiuUüon taften sie nicht lür so 
wesentlich und entscheidend, daft sie ihre geeinte Mbcfat gegen- 
über dem finanziell und wirtschaftlich führenden Preußen auf- 
geben sollten. Eine Vereinheitlichung würde bedeuten, daft d e r 
Reichsrat der die  * tärin tr Stütze des-UsbaTgewlehts-der Länder 
gegenüber Preußen bedeutet, überflüssig würde. Dagegen sind 
die Gegner des Einheitsstaates darüber einig, daft Preußen 
unter Reichsaufsicht gestellt werden soll. Die Jrüher im wilhel
min.sehen Deutschland bekämpfte Personalunion zwischen 
Reichskanzler und preußischen Ministerpräsidenten wird anf 
einmal von den Führern des deutschen Partikularismus gutge
heißen, weil sie in der gegenwärtigen Situation den umgekehr
ten Erfolg, die Schwächung des Einflusses des „radikalen“  
Preußens, Verspricht. Die bismarcksebe Verfassung, deren 
Zweck die Sicherung des Uebergewichts Preußens war und 
die—reaktionäre Machtstellung des preußischen Junkertums 
gegenüber dem fortschrittlicheren Süden verewigen sollte, w ar 
der Ausdruck der Herrschaft des landwirtschaftlichen Kapitals 
und der mit ihr verbundenen Militärkaste.

Sie Ist im Zeitalter der industriellen Rationalisierung längst 
überholt und gegenstandslos geworden. Gerade die Tatsache, 
daß der Zusammenschluß zwischen Reich und Preußen je tz t5* 
eine Forderung d§r deutschnationalen Vorkämpfer für den „Ein
heitsstaat“ geworden ist, bew eist daß die von der Bürgerblock
regierung propagierte Rationalisierung nur die Auflösung der 
preußischen Eigenstaatlichkeit bezweckt. * *

Dié Sozialdemokratie unter Führung des preußischen-Mi- 
nisterpräsidenten Braun schlägt in dieselbe Kerbe. Sie will 
ebenfalls ein deutschem Reich mit preußischer Spitze, aber so, 
daß Preußettim  Reich führend ist und nicht das Reich in Preu
ßen. Sie will die preußische Koaiitionspolitik zu t führenden 
Reichspolitik machen. Sie rechnet dabei ganz mechanisch, daft 
von dén 63 Millionen deutschen Rei^hsangehörigen 38 Millionen 
auf Preußen entfallen und daß finanziell die Einnahmen ads 
Preußen noch über das Einwohnerverhältni$ hinaus den Reichs- 
haushan tragen.  ̂ Sie betont dabei immer wieder, daß d<r 
größt* Teil der 17 aafterpreaftischen Staaten nnr anf Grund 
der Zuschüsse des Reiches, d. h. Preußens, sich erhalte.

Aus dieser Gegenüberstellung sieht man" ganz klar 
Machtkämpfe, welche der Parole des Einheitsstaates 
liegen. Das Großkapital will den Einheitsstaat
gegen den Einfluß des in der Sozialdemokratie __________
reform istischen“ Kleinbürgertums und ihres Anhanges be
nutzen. Die preußische Repnblikanisierung soll v&n reiohs- 
wegen wieder aufgehoben werden. Gleichzeitig würde dies 
auch eihe starke Einflußmöglicfakeit auf die Politik der 
meinden mit sich bringen. Der Abbau der Sdbstverw alu-« . 
könnte dann ohne großes äußeres Aufheben erfolgen. Die Kon
trolle, die die Reichsregiening durch die Beratungsstelle ‘ 
Ausländsanleihen schon jetzt ausübt. würde sich weit 
samer gestalten. * Der erste Schritt dazu bedeutet di 

nte Aufnahme einer großen Auslandsanleihe von 
liarden durch das Reich. Diese Anleihe soll i 

und Kommunenanleihe treten, <
Körperschaften erfolgt dann durch die

I nrit auch eine Aufsicht über die

ni—
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Der Versuch der Sozialdemokratie, Preußen als das Reich 
zu etablieren, ist kläglich zusammengebrochen. Das Klein
bürgertum hat nicht die geringsten Machtmittel, um dem Groß
kapital seinen Willen aufzuzwingen. Der Stimmzettel als 
Machtfaktor ist das tägliche Gebet, mit dem man legal kämpft. 
D er liebe OOtt, der ein gewaltiger kapitalistischer Herrgott is t  
ist bekanntlich immer mit den stärksten Bataillonen und hat 
nicht das geringste Verständnis für den braven, mit sozialen 
Idealen angef^Üten Bürger. Deshalb dürfte e r s u c h  das Gebet 

ialisten nicht erfüllen. Die deutsche Ein hei ts- 
jetzt die Sozialdemokratie käm pft Hätte sie 

ohne weiteres verwirklichen können. Es 
wieder gezeigt, daß die Sozialdemokraten 

nicht nur Sozialpatrioten, sondern auch Lokal Patrioten sind. 
Erst zehn Jahre deutscher Republik und der damit verbundene 
Verlust der Machtposition in den Einzelstaaten haben sie zur 
Einheitsrepublik bekehrt Solange die Sozialdemokratie Macht
positionen in den Einzelstaaten hatte, war ihr die Einheits
republik eine Frage zweiten Ranges, da ja ihre Funktionäre 
Posten und Pöstchen innehatten und sie dadurch hoffte, ihren 
Einfluß auf den gesamten Verwaltungsapparat auszudehnen, 

fpflr sie ist die Einheitsrepublik keine Frage des Machtkampfes 
zwischen Arbeiterschaft und Kapital, sonderh nur ein Kampf 
um die Beherrschung des Verwaltungsapparates, geschweige 
denn, daß sie mit den Mitteln des Klassenkampfes ihr Ziel durch- 
£usetzen gedenkt

D ie KPD. ist mit für den Einheitsstaat. STe will auch die 
Einheitsrepublik. Allerdings verlangt sie von dieser Republik.' 

iß sie das schmückende Beiwort „sozialistisch“ trä g t Das 
soll im Wege des Klassenkampfes di« bürgerliche 

abftk in eine sozialistische verwandeln. Die einheitliche 
4fcpattfik der proletarischen Herrschaft h t  das neueste Schlag- 

sonst für die ..Union der Sowjet -Republik-  so  freudig
kämpfenden „Roten Fahne“. Die KPD. schwärmt sogar von 
einer Räterepublik. Sie vergißt dabei aber gapz und gar den Zu
sa tz  nach russischem'Muster. Anscheinend ist ihrdiese russische 
•Räterepublik“ für diesen Fall nicht musterhaft genug. Jeden
falls schweigt sie sich über den russischen Föderalismus wohl
weislich aus. “  7  -• "

Vorläufig ist der Plan des Großkapitals, die preußische Ver
waltung zu übernehmen, nicht sofort praktisch zu verwirk
lichen. Deshalb muß der Einfluß des Großkapitals den ^chon
vorhin angedeuteten Weg der Zusammenfassung des deut
schen Kredits'in der Hand des Reich«1 sozusagen auf kaltem 
Wege erzwungen' werden. Der Inlandïkredit wird durch die 
Reichsbank in die „richtigen“ Bahnen geleitet. Der Auslands- 
Kredit, auf dem sich die Selbständigkeit der Länder ünd Kom
munen bäSerte, ist durch die neue Taktik des Großkapitals letzt 
auoh zu  seinen GunstetAnonjpolisiert worden. Anstatt der offe
gen Sperre, wie si^ zuerst Von denf Bankkapital von Schacht 
und dann von der Großindustrie in der letzten Gedenkschrift 
verlangt wurde, hat man den Weg der Verteilung des Aüslands- 
kredites durch die Reichsregierung gew ährt Es wird jetzt 
etn Schachern um die Zuteilung der Kredite anheben. Das 

.Großkapital führt seinen Einheitsstaat schon durch. Es hat es 
auch in der Hand, durch die, Regelung der Ueberweisungen 
aus den Reichseinnahmen an die einzelnen Länder, die Durch
führung von Rationalisierungsmaßnahmen zu erzwingen. In
zwischen führt es über das Reichsarbeitsministerium einen 
scharfen Kampf gegen das sozialreformerische Kleinbürgertum. 
Die Unterstützungen, welche an die Erwerbslosen gezahlt wur
den, wurden bisher größtenteils vom Reich getragen. Durch 
die Neueinführung der Erwerbslosenversicherung und durch die 
.Verbesserung“ der Erwerbslosenfürsorge wird Jetzt einge-

spart. Die Ausgaben des Arbeits mini ste riu ms staffeln sich seit 
1924 wié folg':

- : 1924 
1935
1926
1927

Geplant iür 1928

207 283 055 Mk. 
501938 441 Mk. 
887 430160 Mif.' 

1027415562 Mk. 
624 503 200 M k .

keit werden sie dam» die Herren Abgeordneten ancb immer 
hübsch befragen. So lange demonstrieren sie dem Proletariat 
daß sie nur als Maulaufreißer im Parlam ent sitzen, und der 
Parlamentarismus nur die Kulisse ist. hinter der beschlossen 
wÜdj was »notwendig“ ist. Nur das Proletariat scheint trotz 
solcher ungew ollten Entlarvungen de»  Parlamentarismus sein 
Bedürfnis nach parlamentarischen Göttern nicht überwinden 
zu können. -

Daraus ergibt sich, daß im Jahre 1928 nicht weniger als 
400 MiUionen Mark weniger für „soziale“ Zwecke ausgggeben 
werden sollen. Die Arbeitslosenversicherung, die durch Steuern 
aus dem Proletariat herausgepreßt wird, verringert die Aus
gaben allein um 455 Millionen. Für Unterstützungszwecke 
sind im Jahre 1928 nur 125 Millionen gegen 580 Millionen 1927 
angesetzt. Dafür erhöhen, sich die Verwaltungskosten um 8$S 
Millionen. Charakteristisch is t  daß die Kosten für Sczial- 
hchörden 70 Millionen betragen. Diese Summe entspricht einem 
Drittel des Reichs Zuschusses für die Invalidenversicherung. 
Diese „produktiven“ Ausgaben zeigen am besten, zu wessen 
Gunsten die produktive „Fürsorge“ erfolgt. '

Die Sparsamkeitsmaßnahmen werden vom ßürgcrblock 
systematisch gegen »ede Sozialreform eingesetzt. Schon Jetzt 
entzieht das Großkapital den mit dem Kleinbürgertum Versippten 
Ländern ganz bewuBt die MögÜchkeit. durch reformistische Be
trug die Illusion d^r besseren .Republik zu verbreiten. Das 
Gekreisch der tn <fcè‘Ecke gedrückten Sozialdemokratie wird 
niemanden darüber täu«chert, da3 die „demokratische“ Re
publik schon eine längst überwundene Tatsache is t  Selbst der 
eingefleischteste Sozialdemokrat muß dies an den Erfolgen die
ser Republik am eigenen Körper merken. Der Ruck nach links, 
der Aufschrei nach den sich-irifcer mehr entfernenden Fleisch
töpfen kam bisher der Sozialdemokratie zugute, weü nodi 
große Teile der Arbeiterschaft an die Versprechungen nnd dié 
Erfolge der Gewerkschaften geglaubt haben. Die Arbeiterschaft

s d n e  ..Erfolge“ .

muß aus den praktischen Erfahrungen lernen, daß eine 
Verbesserung der Lebeshaltüng nicht mehr durch reformisti
sches Kuhhandeln erreicht werden kann, sondern d a ß  sie den 
Weg d er Revolution gehen muß. ^in Ausweichen ist nicht 
möglich, die harten Tatsachen zwingen ihr den Kampf auf.

7ofUfscAe $2undscAou
Me .TeraifwarfnKslM«-

U nd d ie  V eran tw ortlichen .
'  ..Ueberschlägt man einmal“, jammert der ..Vorwärts“  vom 

6. Januar, in der Abendausgabe. ..was die Regierung in den 
letzten Tagen an Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen zuge
standen hat. so kommt man zu folgender Neubelastung:
30 -Millionen für die Errichtunar der Gesellschaft zur Fleiscb-
«'ersorzung. etwa 15 bis 20 Millionen für die Erleichterung der 
Einkommen- und Umsatzsteuer der Landwirtschaft. 25 bis 
50 Millionen für die Erleichterung der Vermögenssteuer der 
Landwirtschaft. Zu diesem Betrag von 100 bis 130 MiUionen 
•Mark treten noch die Summen, die aus weiteren Zugeständ
nissen der Regierung an die Liquidationsgescbädigten und die 
Kleinrentner erforderlich ist. Und das alles geht hn stillen
Kämmerlein vor sich, machen die Regierungsparteien unter
sich aus. Sie stellen den Reichstag vor vollendete Tatsachen 
und fragen den -Teufel danach, wie .diese. Summen gedeckt 
werden sollen. Und das Ganze nennt -man verantwortungs
volle Finanzpolitik des Rechtsblocks.“

W elch rührende Sorge über die Verantwortungslosigkeit 
der kapitalistischen Regierunz und ihres Etats, für den die 
kommende ..Linksregierung“ die Verantwortung übernehmen 
muß. weil die Verantwortlichkeit der Sozialdemokratie gegen
über dem Kapitalismus ebenso solide ist. daß nach ihrer 
eigenen Logik nur Sozialdemokraten die richtigen Sachwalter 
der kapitalistischen Herrschaft sind. In ihrer Verantwortlich-

■ ______

Der Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerk
schaftsbundes hat unter dem 18. Januar folgendes Schreiben 
an den Reichswirtschaftsminister gerichtet:
„Sehr geehrter Herr M inister!, W ir fühlen uns verpflichtet 

Ihnen unsere schweren Bedenken und unseren Protest gegen 
die von der Industrie beschlossene Erhöhung der Preise für 
wichtige Eisenprodukte zum Ausdruck zu bringen. Die eisen
erzeugende Industrie hat an der guten Wirtschaftskonjunktur 
in r.'ichrrit Maß.- teilgencmmcn bu* koir.U weitgehend auf 
Ausfuhr zu cen riodiigeti Weltmarktpreisen verzichten, weil 
die Aufnahm efähigst- des fnlandsmarktes den Absatz ihrer 
Erzeugnisse zu den höheren deutschen Preisen sicherte. Ihr 
Erlös hat sich im Durchschnitt nm 20 v. H. je Tonne ihrer Er
zeugnisse gesteigert K  . —

Ais im Sommer 1926 die Rohstahl-Gemeinschaft abge
schlossen wurde, versuchte die ludustrie die Oeffentlichkeit 
darch das Versprechen zu beruhigen, für einen Ausgleich 
zwischen W eltmarktpreis und Inlandspreis sorgen zu woltetL 
Das Gegenteil ist eingetreten. ,— — -  .

Schon jetzt Hegen die Inlandspreise etwa um 30 v. H. über 
den Weltmarktpreisen, erheben sich also über die durch Schutz
zoll und Frachtkosten gegebene Grenze.

Der neue Aufschlag bedeutet eine weitere Verteuerung 
von rund 5 v. H. Diese außergewöhnliche Spanne zwischen 
Inlandspreis und W eltmarktpreis w ar nur durch schärfste 
Kartelle der Industrie und des Eisen handels möglich. Der freie 
Handel, der durch. Einfuhr ausländisC 
rektur der emporgetriebenen Preise hätte

Materials eine Kor. 
bringen können..-----------   ——-  ■ •  v i u v  I M H W  U l  l l l | » V I I  I V U U I lV U .

wird durch Sperre und Ausschließlichlrttsklättset unmöglich 
gemacht. Ik s , Kartellsystem hat hier zu schwerer Schädigung' 
der Volkswirtschaft geführt. Schon jetzt ist die weiterverarbei-1 
tende Eisenindustrie gegenüber der Konkurrenz des Auslandes 
durch die Spanne zwischen Inland- und Weltmarktpreis ihres 
Rohstoffes vorbelastet Erzeugte diese Vorbelastung In ihren 
Folgewirkungen schon seither einen Druck auf die Löhne und 
Gehälter, so w ird die jetzige Erhöhung diesen Druck noch 
Verstärken.

Die Preiserhöhung ist über ihre wirtschaftlichen Tendenzen — 
hinaus ein woMberechaeter Schlag gegen die gewerkschaft
lichen Bestrebungen nach Besserung der Lohn- und Arbeits
bedingungen. wie gegen die Entwicklung der SoziaJboltik 
überhaupt

Sie $oll eine taktische Geste an die Regierung und Oeffent- 
lichkeit sein, ais seien mit der Bessergestaltung der Leberis- 
bedingunecn der Arbeitnehmer notwendigerweise Preiser
höhungen' verbunden: Als der Schiedsspruch in der Schwer
eisenindustrie gefällt wurde, rechnete man zweifellos aaf keiner 
Seite mH d n er Preiserhöhung. Denn sonst hätte der Reichs
arbeitsminister in der Auslegung seiner Verordnung den Wün
schen der industrie»*fficht so weit entgegenkomraen können. 
(Welche Harmlosigkeit!) Auch der Schlichter hätte sonst die 
Verbindlichkeitserklärung für eine so lange Zeitspanne höchst
wahrscheinlich nie ausgesprochen. Die Preiserhöhung geht 
über die dursh Verordnung und Schiedsspruch herbeigefühlte 
materielle Belastungen weit hinaus. Dadurch ermöglicht es die 
Industrie in volkswirtschaftlich nicht zu rechtfertigender Weise 
unrationalen oder rückständigen Unternehmen, ihre Betriebe 
weiterhin aufrechtzuerhalten. (Welch rührende Sorge für be- 
schleunigtei. Rationalisierung!)

Alle diese Gründe sollten Sie. Herr Reichs wirtschafts- 
minister, veranlassen, zum Schutze der deutschen Wirtschaft 
und zur Verteidigung der deutschen Sozialpolitik der Eisen
preiserhöhung mit allen Mitteln entgegenzutreten. In erster 
Linie dürfte sich die Anwendung der Kartellverordnung emp
fehlen. die Ihnen. Herr Minister, zum Schutze der deutschen 
Wirtschaft in die Hand gegeben worden is t  Darüber hinaus, 
muß u. E. jetzt

n « ■■fciiaHrtliOic
Von P a u l  L a f a r g u e .
(Fortsetzung aus Nr. 6) *

Der^Mensch und die Tiere können nur denken, weil sie 
ein Gehirn besitzen. Das Gehirn setzt die Empfindungen in 
Ideen um, wie die Dynamomaschine die auf sie übertragene 
Bewegung in Elektrizität umsetzt. Es ist die Natur oder 
richtiger — um einen Ausdrück zu vermeiden, weicher die 
Natur, der Anschauung der Philosophie des achtzehnte« Jahr
hunderts entsprechend, zu einer metaphysischen Einheit ide
alisieren würde — es ist d a s  n a t ü r l i c h e  M i l i e u ,  wel
ches das Gehirn und die anderen Organe b ildet Ich sage 
absichtlich „und die anderen Organe“, weil die Idealisten das 

-Gehirn von den anderen Organen trennen, um seine Tätig
k e i t  nämlich das Denken. Ursachen zuzuschreiben, welche 
an  Hexerei grenzen, gerade so. wie die Spiritualisten den 

vom Tierreich scheiden, um ihn als Wunderwesen 
stellen, lür welches Gott zur Erde niederstieg und sich 

_____ ließ.
Das natürliche MUieu. welches das Gehirn und die ande- 

ren  Organe des Menschen geschaffen h a t  Heß sie sich zu 
einem solchen Grad der Vollkommenheit entwickeln, daß sie 

tntlichste und wunderbarste Anpassungsfähigkeit 
haben. So raubten Jahrhunderte lang zivilisierte

______  . Christen. Neger an der Küste von Afrika, um sie
a b  Sklaven in den Kolonien zu verkaufen. Diese Schwarzen 
w aren Barbaren, Wilde, um Hunderte. Tausende von Jahren 
U nter der Kultur der zivilisierten Völker zurück, und trotz
dem erlernten sie binnen Kurzem deren Handwerke und Be
schäftigungsarten. j  \  '

Die J e s u i t e n  haben in P a r a g n a y  das merkwür
digste soziale Experiment gem acht das mir bekannt i s t  em 
Experim ent welches‘für uns Sozialisten von. höchster Bedeu- 
tung I s t  weil es ldärlich bew eist mit welch außergewöhn
licher Schnelligkeit sich ein Volk entwickelt, sobald man es 
in  ein neues soziales Milieu verpflanzt. Aus Wilden haben 
die Jesuiten, diese unvergleichlichen Erzieher und klugen 
Ausbeuter der A rbeit ein zivilisiertes Volk von mehr als 

, lranderfünfzigtausend Köpfen berangedriüt 
« Die G n a r a n i s ,  welche sie in den P u e b l o s  v o n  

P a r a g u y  ansiedelten. streiften nackt durch die Wälder, be
sieh als Waffen nur des Bogens und der Holzkeule, 

n nur einen g*tz primitiven Ackerbau sie bauten 
Ihr Geist war so wenig entwickelt, daß sie nur

_____ __ Zählen im Stande waren, und .obendiein
. sie sich dazn ihrer Finger und Zehen bedienen. Ein 
bedeutete d n s/z w e i Finger zwei, eine Hand fünf, eine 

len mit einem Finger der zweiten Hand sechs, 
zehn, beide Hände und eine Zehe elf. beide 

ein Fuß fünfzehn. Hinde und Füße zusammen 
niedrigst stehenden Wilden bedienten sich stets

ihrer Finger und Zehen beim Zählen. Die Zahl, der abstrak
teste Begriff, welcher nn dem Hirn des zivilisierten Menschen 
vorhanden is t  w ar also anfangs in dem Him des Wilden der 
Reflex eines materiellen Gegenstandes. Wenn wir laut oder 
in Gedanken, eins, zw ei fünf, zehn zählen, so sehen wir 
keinen Gegenstand vor uns. Der Wilde sieht dagegen im 
Geiste einen Finger, zwei Ffnger. eine Hand, zwei Hände*) 
Wie zutreffend diese Annahme i s t  erheUt daraus, daß die 
römischen Ziffern, deren sich die zivilisierten Völker lange 
vor Einführung der arabischen Ziffern bedienten. Nachbildun
gen der "Finger bezw. der Hand waren. I stellt einen Finger 
dar. II zwei Finger. V eine Hand; deren drei niiftfcre Finger 
eingebogen und deren Daumen und kleiner Finger ausge
streckt sind. X bedeutet gwei V oder zwei ineinandergestellte 
Hände. .

Die Jesuiten haben die Wilden von Paraguay zu ge
schickten Arbeitern erzogen, die fähig waren, die schwierig
sten Arbeiten auszuführen. C h a r l e v o i x  sagt folgendes 
von ihnen:

„Die Indianer in den Missionen besitzen im höchsten 
Grade das Talent der Nachahmung. Es genügt z. B„ daß man 
ihnen ein Kreuz, einen Leuchter, ein Weihrauchbecken zeig t 
damit sie es nachahraen, und es hält schwer, ihre Arbeit von 
dem Vorbild zu unterscheiden. Ihre Musikinstrumente, die 
kompliziertesten Orgeln fertigen sie selbst an, auch wenn sie 
Musikinstrumente nnd Orgeln nur ein einziges Mal untersucht 
haben, ebenso Globusse. Teppiche nach Art der türkischen 
und die schwierigsten Erzeugnisse der Textilindustrie.**)

Der Naturforscher d* Orbing. welcjier 1832 die nach der 
Vertreibung der Jesuiten zu Grunde begangenen und verwil
derten Pueblos in Paraguay besuchte, bewunderte die Kir
chen. welche diese Wilden erbauten und mit Malereien und 
Bildhauereien geschmück hatten.

Diese Handwerke und Künste, sowie die ihnen entspre
chenden Ideen, waren der Hand und dem Hirn der wilden 
Gnaranis nicht angeboren. Sie waren ihnen gleichsam ein- 
getrichtert worden, wie man eine Arie von Verdi einem Leier
kasten einlegt Durch die Erziehung, welche ihnen die Jesu
iten angedeihen ließen, wurden sie fähig, die verschiedensten 
und schwierigsten Handwerke zivilisierter Völker auszuüben 
und die damit zusammenhängenden Ideen zu fassen. Wir 
haben in ihrem Falle ein Beispiel von dem
Einfluß des Menschen auf den Menschen vor u a s n __
stehen dem Hirn und den übrigen Organen des Menschen 
nicht noch andere Mittel der Vervollkommnung als der mensch
liche Einfluß zu Gebote? Entwickeln die Vorgänge und Er
scheinungen des natürlichen, wie des sozialen Milieus, ent
wickeln die Erfahrungen mcht die technische Fähigkeit des 
menschlichen Organs, verändern sie nicht die menschlichen 
Gedanken? ?■

*) Es ist mehr als wahrscheinlich, daß im zarten Alter 
den Kindern auch der zivilisierten Völker materielle Gegen
stände vorschweben, wenn sie zählen. - -  -

**) ̂ Xavier du Charlevoix: Historie de Paraguay. Paris 1757.

Die I d e e  d e r  G e r e c h t i g k e i t ,  welche nach Jaurés 
als unbewußte Idee in dem Hauptë des Wilden schlummert, 
hat sich erst nach dem Entstehen dés Privateigentums in 
das menschliche Hirn eingeschlichen. ** .

Die Wilden haben keinen Begriff von Gerechtigkeit, es 
mangelt ihnen sogar ein W o rt um diese Idee auszudrücken. 
Höchstens kennen sie das Gesetz der Wiedervergeltung, 
Schlag, um Schlag. Auge um Auge, welches im Grunde nichts 
ist als eine Umformung der Reflexbewegung, welche das 
Augenlid zusammenzucken lä ß t wenn etwas das Auge be
droht. was ein Schrecken des Gliedes veranlaßt, wenn 
dieses geschlagen wird. Sogar die Barbaren, welche in einem 
sehr hochentwickelten, aber kommunistischen sozialen Milieu 
leben, wo folglich das Privateigentum noch im Entstehen be
griffen is t  sogar diese Barbaren besitzen nur eine sehr unbe
stimmte. nebelhafte Idee von der Gerechtigkeit. Icb ver
weise zur Bekräftigung der Tatsache auf die Ansicht von 
S u m m e r - M a i n e ,  deren hohen philosophischen W ert 
Jaurés nicht bestreiten dürfte.

„Vom Juristischen Standpunkt aus“, sagt Maine, „gibt 
es in einem indischen Dorf weder R e c h t  noch P f l i c h t .  
Eine Person.. .welche einen Schaden erleidet beklagt sich' 
»Sicht über ein invidnell erfahrenes .U nrecht sondern über die 
verursachte Störung der Ordnung des ganzen kleinen Gemein
wesens. Mehr noch das Gewohnheitsrecht hat keine zwrin
gende-K raft In dem undenkbaren Falle eines Ungehorsams 
gegen den Beschluß des Dorfrats in der allgemeinen Miß
billigung zu bestehen.“*)

Z o c k e ,  welcher wie die Philosophen des siebzehnten 
und achtzehnten Jahrhunderts die deduktive Methoe der Geo
metrie gebrauchte, gelangte zu dem Schluß, daß das Privat
eigentum die Idee der Gerechtigkeit erzeugt hätte, fn seinem 
„Versuch über den menschlichen “Verstand“ sagt e r aus
drücklich: „Daß es dort, wo es kein Eigentum gibt, auch 
keine Ungerechtigkeit g ib t is t ein ebenso sicherer Schluß, 
als irgend ein Beweis des Euclid: denn die Idee des Eigen
tums schließt ein Recte auf ein Ding in sich, jind die Idee, 
welcher das W ort Ungerechtigkeit entspricht ist die der 
Verletzung „oder Vergewaltigung dieses Rechts.**

Aber wenn die Idee der Gerechtigkeit wie L o c k e  an- 
n. nur im Gefolge und a b  Kind des Privateigentums er

scheinen kann, so ist im Gegenteil die Idee des Diebstahls 
oder vielmehr der unwillkürliche Drang, sich dessen za be
mächtigen. was man braucht oder .w ünscht vor dem Ent
stehen des Privateigentums sehr entw ickelt Diê. Wilden und 
kommunistischen Barbaren benehmen sich gegenüber mate
riellen Gütern, wie unsere Gelehrten und Schriftsteller sich 
gegenüber geistigen Gütern verhalten: sie nehmen, um itfit 
M o l i è r e  zu reden, das Gute überaU. wo sie e s  finden. 
Diese natürliche Gewohnheit wird Diebstahl, wird Ver--

*) H. S. Maine. „VUlagtHttinnranisties in the East and 
West** ~  „

ä A

- ' die sofortige Aufhebung oder eine erhebliche Senkung * 
der Eisenzölle

herbeigeführt werden. Endlich zwingt die Tatsache, daß die 
Eisenindustrie ihre Monopolstellung auf dem Inlandmarkt zum 
Schaden der Gesamtwirtschaft ausnutzt dazu umimrhr «fle 

•schon einmal versackte gemeinwirtscbaftüche Regelung dfeser 
Industrie ernsthaft ln Angriff zn nehmen.** .

Ist es nicht jammerschade, daß soviel Weisheit unnütz 
vertan  wird?

-Stellen wir also k ü rz te s t: Auf eine Lohneriiöhürig~löIgfe 
'e in e  Preiserhöhung, die diese Lohnerhöhung zu einem netten 
Geschäft für. die Elsenkapitalisten macht. In ganz kurzer Zeit 
sind die Pfennige, die der Schiedsspruch den Kumpels brachte, 
f c d e r  steigenden Teuerung verschwunden, während sie selbst 
durch einen langen Schiedsspruch gefesselt sind! Das sollten 
d e r Reichswirtschaftsminister (selbst einer von diesen Bur

schen ) nur gewußt haben, dann hätte er gewiß n ich t!-----------
Gibt es noch dümmere Demagogie? * Höchstens noch die, von 
dem kapitalistischen Reichsarbeitsminister die „gemeinwirt- 
schaftlche Regehing“, das heißt die „Sozialisierung“ verlangen. 
Ueber solche Lächerlichkeiten kann èBt „sehr geehrte r Herr 
Minister“ höchstenfalls lachen. Ob dieses Lachen der kapi
talistischen Blutsauger auch das Proletariat trifft, wird dav 
abhängen. wie lange es noch einer „Politik" folgt, ftren

d er
M c  M c  i d e r

.E n tiarver“ un tereinander.

Träger schon gar kein Gefühl mehr für Lächerlichkeit haben.

Dte SddkMmrtfspdtsilK
A m tliche A usführungsbestim m ungen für ih re  H andhabung.
•x.  Die „Gewerkschaft**, das offizieUe Mitteilungsblatt des 
ADGB„ Ortsausschuß GroB-Hamburg. veröffentlichte anläßlich 
eines (Streiks der Bühnenarbeiter einige Rundschreiben des 
Reichdarbeifsministers. von -denen wir folgendes wiedergeben: 

-Bescheid des Reichs*rbeitsnrinlsters vom 3. März 1924.
• IV. A. 1914.
W e Schlichtungsordnuntr geht ebenso wie das bisherige 

Recht von dem Grundsatz aus. daß es Sache der BeteiÜgten 
is t  selbständig unter eigener Verantwortung die Arbeits
b edingungen t u- regeln tmd dnB ,ein staatlicher;Zwaugsetngrftf
in die freie Selbstbestimmung der Beteiligten nur als Aus
nahme Im öffentlichen Interesse zulässig ist. Aus dieser grund- 

'sätzlichen Einstellung der Schlichtungsordnune ergibt sioh. daß 
eine Verbindlichkeitserklärun? nur in Frage kommt, wenn «fle 
Durchführung des Schledssoruches die Allgemeinheit angebt 
Nach der bisherigen Uebunz würde ein solches öffentliche 
Interesse dann angenommen, wenn die Gefahr bestand, daß 
das allgemeine Wirtschaftsleben unter der Forjdauer eines 
Streikes Schaden leide. Die Schliöhtungsverordnung stellt nun 
die Voraussetzung für die Verbindlicbkeitserklärung nicht 
m ehr darauf ab. ob das allgemeine Wirtschaftsleben, sondern 
darauf, ob die Allgemeinheit durch die Streitiskeit berührt 
wird. Das Interesse der Allgemeinheit kann danach auch auf 
and enn als wirtschaftlichem Gebiete, besonders auf sozialem. 
Gebiete liegen. Aber auch soweit es auf wirtschaftlichem Ge
biete liegt. braucht es sich nicht auf das allgemeine Wirt- 
SChaftsleben zu beziehen, sondern es kann auch an einem ein- 
xeJnen Wirtschaftszweige bestehen. Auch bei weniger wiclv- 

'tigen W irtschafts- oder Berufszweigen kann unter Umständen 
an der Durchführung eines Scbieässpruches ein so starkes 
öffentliches Interesse wirtschaftlicher oder sozialer- Art .vor
liegen. daß eine Zwangseinmisohüne des Staafès geboten er- 
so ie in t .Für die Feststellung ob die Allgemeinheit duroh 
einen Streik so stark berührt wird, daß die VerbmdHchkeits- 
erklärung des Schiedsspruches geboten erscheint, lassen sich 
keine allgemeinen Regeln aufsteilen: «flese F räse ist vielmehr 

“*c h .L* * ; des einzelnen Falles za  unterscheiden.**
W ir bringen dieses Dokument, weil es klar zeigt, daß in 

- l e n e m ,  Falle auch rein formell im ..Interesse der -Allgemein-«m« J . . --- 1 _ C . t !_r_—___ Ja! T* m ■ • .

Die Hamburger Bürgerschaftswahlen sind für ungültig 
erklärt wordéft In dem kommenden neuen „Wahlkampf“ soll 
nun nicht nur die SPD., sondern auch die KPD. von der Ur- 
bahns-ObPosition „entlarvt“ werden. Wie einst die SPD. die 
Thähnann-Partei als dte „Handlanger der Reaktion“ denun
zierte, und den Thälmann selbst als Transportarbeiter für Hin
denburg. so eröffnet schon heute die KPD. das Feuer ihrer 
Argumente gegen die Ruthenen. Nur n o c h  etwas massiver, 
n o c h  etwas „proletarischer“, ungefähr so:

„Der Waffenknecht muß niedergeschlagen werden, um 
das Pfeffersacksystem vernichten zu können: mu den 
Köter der in Hamburg scfawächBch «nd mager nach den 
Waden schnappt, ins politische Jenseits zu spedieren, 
dürften ein paar kräftige Fußtritte genügen. Und die soll 
und wird es von der Hamburger Arbeiterschaft erhalten. 
Diese Stilblüten sind natürlich nur für Hirne bestimmt die 

gerade noch fähig sind, auf Befehl einen Knüppel diriineren 
zu können, aber für die Wahlen genügte das ja bekanntlich. 
Wenn die Volksblocktheoretiker um Scholem jedoch mit einer 
furchtbaren Entlarvung von wegen der Koalitionsbereitschaft 
Thälmanns drohen., und der „Linie“, auf der sich die parla
mentarischen Schweinereien bewegen, die Linie des wirklich 
„revolutonären“ Parlamentarismus entgegen zu halten ver
sprechen. so muß dazu natürlich gesagt werden, daß die Ru
thenen bis heute ihrer „Volksblocktheorie“ treu geblieben 
sind, weil sie selbst wissen, daß ohne, wenn auch verschleierte 
Koalition der „revolutionär“ getaufte Parlamentarismus der 

-fcäeherlichkeit verfallen* muß.' Die heutige Politik nicht nur 
der KPD„ sondern auch der SPD. entspringt der Logik des 
Parlamentarismus se lbst J ) a s  Proletariat muß d a r a u s  die 
Konsequenzen ziehen, und eine klare Klassenlinie beziehen 
durch Einreihun* in die Allgemeine Arbeiter-Union als den 
•Hebel der Massenaktion zur Ueberwindung der kapitalistischen 
Gesellschaft. Nur diese Konsequoizen bewahren es davor, 
daß es durch ein Niveau, wie* es %us obigen Sätzen spricht, 
so verdorben wird, daß es von jedem Knecht geleithammelt 
werden kann.----- ----------------------------------------------- ---------------

PsIMHürs Toteren« *
„Bist du Kommunist?“ — „Nein.“ — „Sozialdemokrat?“ — 

„Nein .-J .“ — „Für Trotzki, Ruth FischeT?“ — „Nein . . .“ — 
„Ah du bist ein Linker, ein KAPist?“ — „Aber gar keine 
Spur!“ — „Bist du gegen die Gewerkschaften?“ — „Nein, 
das heißt . . !** — ..Bist du für die Gewerkschaften?‘“^— „Aber 

in — „Bist du für die DIV.?*‘ -4  „Nein, aber . .  .“ —j. 
„Du bist ja überhaupt nichts, was bist du denn eigentlich?“ — 
„Ich bin Korsch.“ ' — ------- '

oiMrr aus tm .arfeenerstaaf*
aufDer SuWer „Voftswijle“ bringt unter Bezugnahme 

die „Prawda“  folgendes Bild aus dem .ArbeiterstaatM
.D er Direktor der Moskauer Fabriken^ Elektro-Lampa 

(„Mofel“). der ehemalige Monteur Fläßioroff. steht unter der 
Anklage des Sittlichkeitsverbrechens, des Mißbrauchs der ihm" 
übertragenen gesellschaftlichen Machtmittel usw. Er hat sich 
besonders an seinen weiblichen Arbeiterinnen und Kontoristin^ 
nen vergangen.

____________ ____  .... „e, niiKciiicui ^  Nach der Anklageschrift und dem mündlichen Bericht d e*
ein Streik durch Schiedssprudi einfach verboten, und 1 » ^ ts a n w a its  war F- nach dem Siege der X>ktoberrevolution

nnter Strafe gestellt werden kann. Mfcn möchte diese Tat
sache federn einzelnen Arbeiter laut in die Ohren schreien. So 

.^ e,m Kapital, auch den einzelnen KapiptaKsten ein 
Streik nicht lästig ist. können die Arbeiter getrost aussprobie- 
.ren. wie lange sie einen Hun?erstreik führen wollen. Der 
einzelne Kapitalist kämpft ia trotzdem nicht einzeln, sondern 
er ist organisiert in den Untemehmerverbänden. und gegen 
Profjtausfall .gesichert. Greift je d o c h d a s  Proletariat, daß 
nicht den Kampf führen kann gegen nas Kapital mit dem 
eigenen .JCapital“. —- diese Utopie leuchtet beute jedem Ar
beiter ein — zur Solidarität, zur M a s s e n a k t i o n  wird 
e r  durch-Gesetz zum Staatsverbrecher erklärt nicht nur von 
ner^W ichtungsJustiz. sondern auch von den staatstreuen Ge
werkschaften. So lange er sich freiwillig diesen Gesetzen 
unterwirft, und mit ..gewerkschaftlichen MittefcT* zu kämpfen 
suc*t. ist sein Kampf zur völligen Aussichtslosigkeit verurteilt 
Daß werden auch die Arbeiter von Mitteldeutschland sehr bald’ 
von neuem erfahren.

brechen, sobald an Stelle des gesellschaftlichen Eigentums das 
Privateigentum tritt.

■_ Der Gemeinbesitz hat im Kopfe der Wilden und Barbaren 
viefüWe und Ideen erzeugt welche die christlichen Bonrge- 
^  diese traurigen Produkte des Privateigentums, sehr son- 
derbar anmuten müssen.

e d t e n w e l d e r ,  ein mährischer Missionar, der im 
achtzehnten Jahrhundert fünfzehn Jahre lang unter den Wil
den Nordamerikas lebte, welche noch nicht durch das Chri
stentum und die Bourgeoiszivilisten verdorben worilen 
waren, sagt: • r

..Die Indianer glauben, daß der große Geist die Welt 
sam t allem was sie enthält für das Wohl aller Menschen ge- 
setoffen h a t  Als er die Erde bevölkerte und die W älder mit 
Wddpret füUte, g e s c h a h ^  nicht zum Nutzen einiger Weniger, 
sondern Aller. Alles ist gemeinsam den Menschenkindern ge- 
geben. Alles was auf der Erde atmet und auf den Feldern 
wachst, alles was in den Flössen und Gewässern lebt, ge- 
hört gleicherweise Allen und Jeder hat Recht auf seinen Teil.

Gastfreundschaft Ist bei ihnen nicht eine Tugend, 
“sondern eine zwingende Pflicht. Sie würden lieber hungrig 
-schlafen gehen, als die Beschuldigung ertragen, ihre Pflichten 
•der Befriedigung der Bedürfnisse des Fremden, des Kranken, 
aes Notleidenden nicht érfüUt zu haben: weil diesen èin ge
meinsames Anrecht-darauf zusteht, auf Kosten des gemem- 
samwt -Vorrats unterstützt zu werden: weU das WUdpret 
mit dem- man sie speiste, wenn es aus dem Walde stammte, 
das Eigentum Aller war. ebe es der Jäger erlegte: weil die 
uemuse und der Mais, die man ihnen bot. auf-dem Grund und 
Boden gewachsen waren, der Allen gehört“

* , R h a r *e v o ' X,  der ’ seinerseits ebenfalls
unter Wilden gelebt h a t welche noch nicht in den Tugendeh 

-der christlichen und der Eigentumsmoral erzogen worden 
waren, » g t  h> -Seiner „ H i s t o i r e  d e  l a  N o u v e l l e  

a e ‘ (Gescïïichte des neuen Frankreich):
!JJje brüderliche Gesinnung der Rothäute rührt ohne 

Zweifel zum Ted daher; daß-tfte Ausdrücke M e i n und D e i n . 
diese eisigen Worte, wie sie der beiUge J o h a n n  C h r y s o -  
s t o m u s  nennt, den Wilden noch nicht bekannt sind. Die 
Pflege nnd Rücksicht welche sie Waisen. Witwen und Kran
ken zuteil werden lassen, die Gastfreundschaft wenlcbe sie 
be wunderen jsgürd ig  ausüben. sind eine Folge der Ueber- 
xeugnu trh r der sie leben, daß alles gemeinsam allen Menschen 
geboren muß.“

(Fortsetzung folgQ J  ',; ‘ "T*

vom Jahre 1919 ab Direktor der Elektro-Lampa. bis er eine 
ihm 1927 durch den Arbeitsnachweis zugewiesene Arbeiterin 
mit allen (Mitteln zu einer geschlechtlichen iHingabe zwingen 
wollte. Die Arbeiterin stellte Strafantrag, und dabei steUten 
sich ganz tiefgehende sittliche und moralische Zersetzungs
erscheinungen in der Umgebung des F. heraus.

F. hatte die letzten Jahre hindurch mit aUen Mitteln un
zählige Frauen physisch- zu vergewaltigen versucht und ver
gewaltigt. hatte den schlimmsten moralischen und wirtschaft
lichen Druck zur Erreichung seines Zieles angewandt und seine 
ihm von der Gesellschaft übertragenen Machtmittel nicht im 
Sinne der Vorwärtsentwicklung der proletarischen Gesell
schaft. sondern zu ihrer unerhörten Diskreditierung ge
braucht. x

8 e i der weiteren Verhandlung meldeten • sich noch 
36 Frauen, die jetzt noch in den ihm unterVteUten Betrieben 
arbeiteten und die sämtlich durch F. zum Geschlechtsverkehr 
unter Androhung des Verlustes der Arbeitsstelle gezwungen 
worden waren.

Die Anklage stellte noch fest, daß F. afle Frauen ausge- 
zeiohnét kleidete, seine (Vau durch eine glänzende W oh
nungseinrichtung beschwichtigte, einige uneheliche Kinder 
hatte, sich noch Frauen aus der Krim mitbrachte usw.

W as sagt nun der Urteilstenor? Politisch gar nichts! F. 
wird ledigUch zu zw ei Jahren Gefängnis und dreijährigem 
Verlust seiner sämtlichen Rechte verurteflt

So«st wird keine der wichtigen, in den Vordergrund ge
rückten Fragen auch nur andeutungsweise behandelt und auf- 
geroQt Oie wirtschaftlichen Oründe. die politischen Ursachen 
dieser Lotterwirtschaft werden niobfl tgekiärt D ie Präge 
w ird lediglich mechanisch, im bureaukratischen Sinne behan
delt. Oer Vorsitzende dieses Volksgerichts fühlt sich vielmehr 
als Kiassengenosse des F. wie als Beauftragter seiner politi
schen Partei und der durch diese vertretenen proletarischen 
Klasse.

E r rollt nicht die Frage auf. warum die Arbeiterschaft 
Jahre um Jahre zu diesen Fragen schwieg, schwelgen mußte, 
warum ihre Aktivität erlahmt war. warum ParteizeHe und 
Betriebsrat kein W ort zu diesen ganzen Vorgängen sagten, 
obwohl sie ihnen bekannt waren, obwohl sie sich in voller 
Oeffentlichkeit abspieften.“

Der „VolkswiBe** fragt nun an
.ifeute fragen wir in dieser Angeiégenheit die zentrale 

Kontrollkommission und das Zentralkomitee der russischen 
ftirte i: 1

Ist diesen Instanzen bekannt daß auf Anordnung des Sta
linisten Uchanoff. Vorsitzenden des Moskauer.. Sowfet« und 
damit Bürgermeister von Moskau ehemaligen Präsidenten des 
russischen Elektro-Trnstes und Vorgesetzten des Flördoroff. 
dieser F. nach einem Tage Haft aus dem Gefängnis entlassen 
werden mußte?“

Wir hätten auoh eine Frage. undL zwar an die Fraktion 
Fischer-Schalem:

Welchem Zweck dient die Anprangerung dieser an  sich 
charakteristischen Zustände, die ia nicht nur seit den paar 
Monaten vorhanden sind, in denen die Rnthenen die Wahrheit 
über Rußland entdeckten? Die Fraktion der doppelten 
führung schreit immer noch von dem „Sowfetrußland“ 
man. trotzdem es gar nicht mehr kapitalistischer 
a b  es Is t  „verteidigen“  müsse. Uns scheint daß 
Auspacken auf derseS>en Stufe steht, wie die 
liebe Vertuschung der tatsächlichen Verhältnisse
Wer die Nep wollte, wie die „orthodoxen____
mußte auch ftre Früchte woHen. sonst gleicht er
oer. der im Herbst die Bäume nicht ___
sie nicht blühen und nidit tragen. Die Frage

die frühere Politik, wofür auch die Fischer-Ur 
richtig oder falsch war. ist wichtiger, als die 
de* ..Stalinkurses“ ln dem ' olfenskSbtllchen 
die eigene Prinzipienlosigkeit zu verdecken.

Bestreben.
•V---

ßaflMiallsia-ing In
S ch läge m achen w eise?

Am Schluses eines Vortrags, den ein Hamburger Professor 
über den englischen Streik des Jahres 1926 gehalten hatte, 
sagte er rund und nett: Die Behauptung, ein Industriezweig, 
der sowieso schon einen 'großen Prozentsatz Arbeitslose habe, 
dürfe die Arbeitszeit nicht verlängern, s e i  f a l s c h ,  denn • 
jedes Mittel besonders im Kampf auf dem Auslandsmarkt sei 
rech t um die Industrie konkurrenzfähig zu machen, und der 
verlängerte Arbeitstag würde durch erweiterten Absatz auch 
das Heer der Arbeitslosen vermindern, nicht umgekehrt die 
Zahl der Erwerbslosen vermehren. Der Herr Professor er
klärte dadurch zum so und so vielten Male, daß der Weisheit 
letzter Schluß im  kapitalistischen Konkurrenzkampf stets die 
verstärkte a b s o l u t e  Ausbeutung, längere »intensive Aus
beutung mit sinkendem Reallohn ist. — Aber jene brutale 
Ausbeutungsmethoden sind nicht die einzigen Waffen des 
„friedlichen“ Kampfes um den Absatz, das Monopol und die 
Rationalisierung, die den Arbeiter als Hersteller und Ver
braucher schwer treffen, sind ihre anderen. ^

Das lustige alte England ist nicht mehr. Ein Amerikaner, 
England im letzten Sommer besuchte, schreibt sogar in 
„Nation“ „England ist bitter“. England ist entschlossen, 

ohne Kompromiß die inneren Kämpfe .bis zum bitteren Ende 
auszukämpfen. England ringt schon seit zwanzig Jahren um 
die Umorganisierung seiner W irtschaft Der englische Be
sitzer. ob konservativ oder liberal, will es immer noch nicht 
so recht glauben, daß die Zeit vorbei ist wo man unter der 
Maske des Freihandels den Handel der Welt im Sturm mono
polisieren konnte. — Man führte Opiumkriege immer unter 
der Flagge des Freihandels. Jetzt aber wird es ernst nach 

Ertegr. -Engtgnr mu r  w tn fcs äüf dfln W eltm ärkfn icftt—  
ganz ins Hintertreffen geraten, den zersplitterten Besitz seiner 
Hauptproduktion vermögungsrechtiich'noch technisch zusant- ‘ 
menfassen. Dabei ist es eine lustige Sache festzustellen, wie 
die Rollen vertauscht sind, die Liberalen, die Verkünder des 
freien Wettbewerbs, schreien nach Trust und Syndikaten und 
d i e  Kapitäne d e r  Wirtschaft haben nichts aus der Geschichte 
gelernt o d e r  d o c h  nur das eine: daß ihr Wohl, ihr Profit über 
alles g eh t mag darüber die Welt in Stücke gehen. Ob .1926 
d e r  Kampf mit Macht unterm Grubenkapital, ob 1928 die so 
friedfertige, so demokratisch brganislerte Woll- und Bau«* 
W o l l i n d u s t r i e ,  s i e  greifen zu denselben Mitteln. Erst muß die 
Arbeiterschaft niedergerungen sein, e h e  sie sich gexwptigan 
sehen, s i c h  a u c h  wirtschaftlich u n d  technisch umzustelleit^ <

Die „Economic Reviev“ vom 15. 12. 27 zitiert in einem Ar
tikel „Combines and Trust“ den New Staatesmann: „Wir 
fürchten weniger das Monopol als d ie , Schwäche und Un
fruchtbarkeit unserer Industrie.“ Vor dem Kriege galten 
Monopole und Trusts 'als ungesund und unanständig. Die 
„Economic Revie“  schreibt: „Eine lange dunkle Erfahrung 
der Vorkriegsdecenien liegt dieser Meinungsäußerung zu 
Grunde.“  — _ —----- -- *- -  -

Hier hat das liberale Kleinbürgertum um gelernt' ebenso 
seine beiden Pole der Gewerkschaftsführer und das artlttlefe 
Besitzertum haben eine heillose Angst vor der Wiederkehr 
der Ereignisse des Jahres 1926.

Seit dem Jahre 1926 hat sich der Konfliktsstoff nod» ver
m ehrt die Kämpfe zwischen Kapital und Arbeit bewegen 
einen neuen Zündstoff. Neben das ungelöste Kohlenproblem 
tritt jetzt der Kampf in der gesamten Textilindustrie in ein 
akutes Stadium und zwingt neben der UBsung der Arbeiter
frage zur Neuorganisierung der Industrie selbst. Beispiele 
aus diesen beiden Industrien mögen das zur Einführung ge
sagte trefflich illustrieren und auch die Stellung der ver
schiedenen Kapitalistengruppen kennzeichnen. Der Woll- ünd 
Frachtmartk schrumpft ein. so schreibt die obengenannte Zei
tung. England unterliegt «einen Konkurrenten. Die Unter
nehmer verlangen Verkürzung der Löhne und die 52K Std.- 
W oche.an Stelle der 48stündigen. Die Lohnkürzung soll so
fort eintreten, ohne vorhergehende Unternehmung ^der Lage 
der Industrie, die Zu>tände erheischen keinen Aufschub. — 
Das Blatt schreibt darin: „Die Reallöbne sind etwas höher 
ais vor dem Kriege in dieser Industrie. — Aber sie stad 
keineswegs hoch. Die Arbeiter haben ein Recht 
zu verlangen, daß die Industrie wirtschaftlich fruehl 
nach modernen Methoden organisiert werde. —, Wie die 
Dinge liegen, wirft die Industrie auch heute Aoch eine an
nehmbare Profitrate ab. Die Arbeiter haben ein Recht zu 
verlangen, daß alles dies geschehen ist. ehe sie eine Lohn
kürzung annehmen.“ Der Tarif von 1925 ist seitdem in ein
zelnen Kategorien gekündigt —

Drastischer drückt sich die Londoner ..Nation“ vom 
7. 1. 28 ans. Sie Qberschreibt ihren Artikel: Die Meister- 
Baumwollspinner werden vernichtet Sie scheinen darauf ver
sessen zu sein, in die Fußtapfen der Kohlenbarone za treten. 
Trotzdem die Früchte gerade dieser Produkte offen vor 
Bücken dariiegen. — Die Macbescottenspinner sind die 
rende Unternehmergruppe der Baum Wollindustrie. — 
Förderungen der 12K Proz. Lohnkürzung. 25 Proz. sogar 
Standardlohne, die ohne Kampf nicht zu erreichen sind, wür
den trotz ihrer Belastung für die Arbeiter und Angestellten 
die Industrie nicht retten, denn diese einschneidende Lohn
kürzung macht auf die Gesamtkosten für den Verkauf n a r  
1 P r o z .  a u s .

Die „Natioo“ vom 14. 2. bestätigt nur. daß beide Unter
nehmerorganisationen ' — Spinner und Fabrikanten in ihrer 
Unvernunft schon mit drauf und dran sind einen Konflikt 
heraufznbeschweren. der ihre Industrie * ganz zui 
bringen muß. Sie fordert schleuniges Eingreifen der 
rung. Errichtung einer Kontrollkammer für die 
industrie. Wenn in dem Bericht der Fi 
so nebenbei von Umorganisierung des Geschäfts 
wird, so meint die Zeitung, eine Schwalbe macht noch keinen 
Sommer, wenn wirklich unter den Verfassern des Berichts 
einer nicht von allen Sinnen verlassen is t  so will das nicht viel 
besagen! .

Für uns ist das alles zunächst ein neuer Beweis, daß jeder 
wirkliche Arbeitskampf heute ein Kampf 
Staatsgewalt, ein politischer Kampf sein mi 
M acht — Interessant ist noch d ff Brief des 
didaten der .Arbeiterpartei an t "  
fes t man tue gut. die geistige

vidualislen. Der Zustand ihrer Industrie 
gegen Privatindustrie und für 
daß die Forderung der verlängerten 
temeint sei. nttr ais Tauschobjekt gedacht 

n. durch den Konflikt und die A 
schöne Sächelchen zu erreichen:
1. Herabsetzung der Löhne.
2. Wollen sie die Spinnereien, die. da sie 

hatten, sich der Garngesellschaft nicht 
---- 1 Stillstand bewegen.

3. Durch Schaffung eines Warenmangels auf 
Schaffung wenigstens ein^r

(Schluß folgt)

•-ir



Deshalb w a r das V erhältnis der M assen des P ro le taria ts  za« 
ihm von Anfang an falsch. *

Man darf nicht seine R ichtigkeit daraus abzuleiten ver
suchen, daß der Kampf um das W ahlrecht nnd die W ahlkämpfe 
früher viel für die Sammlung des P ro le ta ria ts  als Klasse und 
für die Entwicklung seines KlassenbewuBtseins beigetragen hat. 
Auch durch die religiösen Irrungen und Kämpfe is t früher dip 
M enschheit ein großes S tück vo rw ärts  gegangen. Die UtSäche 
der Entwicklung im ersten  Fall ist ebensowenig im  Parla
m entarism us wie im zw eiten Fall in der Religion zu suchen. — 
Hypothetisch könnte die Klassensammlung des P ro le taria ts  aueb 
au f anderem  W ege v o r sich gehen. W ürde denn d a s  nicht 
geschehen können, wenn man die heutigen Erfahrungen zu r 
Zeit des alten Liebknecht gehabt hätte und die Sozialdem okratie 
antiparlam entarisch gew orden w äre?  Die Tatsache, daß m an 
diese E rfahrungen noch nicht haben konnte. Ist eben die histo
rische Bedingtheit der parlam entarischen Taktik , aber, wie ge
sagt. w iderspricht die Bedingtheit nich dem, daß auch das 
frühere V erhältnis der revolutionären M arxisten zum Parlam en
tarism us falsch w ar.

Zur Beuürigung manches ..marxistischen“  G ew issens 
sei noch gesagt, daß die Verwerfung einer Ansicht, die M arx 
selbst leidenschaftlich vertre ten  hat, g a r nicht den M arxism us 
berührt, denn M arxism us sind nicht die R esultate der M a n 
schen Untersuchungen, sondern seine dialektisch-materialfr$ti- 
sche M ethode der Untersuchung. Die R esultate d ieser U nter
suchungen sind nicht allein in dieser F rage falsch gew esen. Die 
Aufgabe der M arxisten ist. mit der dialektisch-m aterialistischen - 
Methode d e r Untersuchung an Hand von neuen T atsachen nnd 
Erfahrungen immer w ie d e r" die alten R esultate d e r U nter
suchung zu überprüfen. D as ist der Oeist des M arxismus. Za 
denjenigen „M arxisten“, die den M arxism us in dem Buchstaben 
seben  wollen, hat M arx schon gesagt: „Je sais Que ie ne »4*- 
pas M arxist“  (ich weiß nur, daß ich kein M arxist bin). .

(Fortsetzung fo lg t)  >
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